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Beschluss: 

I. Aufgrund der Änderung der Entschädigungsverordnung des Landes NRW wird die Regelung 
zur Entschädigung von Verdienstausfall der Mandatsträgerinnen und Mandatsträger in § 24 
Absatz 3 der Hauptsatzung der Stadt Köln mit Wirkung zum 02.11.2020 angepasst und lautet 
wie folgt:  

 
„(3) Der Verdienstausfall wird für die versäumte Arbeitszeit (einschließlich der notwen-
digen durchschnittlichen Fahrzeiten) bis zum Höchstbetrag nach § 3 a Absatz 2 der 
Verordnung über die Entschädigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen und Aus-
schüsse des Landes NRW gewährt. Für Zeiten nach 20 Uhr wird grundsätzlich kein 
Verdienstausfall erstattet.“ 

 
II. Der Rat der Stadt Köln bestätigt, dass aufgrund der Corona-Pandemie Fraktionssitzungen 

ganz oder teilweise als Telefon- oder Videokonferenz durchgeführt werden können.  
 
Für diese Sitzungen wird eine Entschädigung gemäß §§ 24 und 25 Hauptsatzung gewährt.  

 
 

Rat  
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Haushaltsmäßige Auswirkungen 

 Nein 

 Ja, investiv Investitionsauszahlungen         € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

 Ja, ergebniswirksam Aufwendungen für die Maßnahme  s. Begründung € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

Jährliche Folgeaufwendungen (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       

a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

c) bilanzielle Abschreibungen         € 

Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       

a) Erträge          € 

b) Erträge aus der Auflösung Sonderposten         € 

Einsparungen: ab Haushaltsjahr:       

a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

Beginn, Dauer        

 
Auswirkungen auf den Klimaschutz 

 
  Nein    

  Ja, positiv (Erläuterung siehe Begründung)  

  Ja, negativ (Erläuterung siehe Begründung)  

 
 

Begründung 

Zu I. Anpassung der Hauptsatzung an die Entschädigungsverordnung NRW 
Das Land NRW hat zum Beginn der Ratsperiode die Beträge in Verordnung über die Entschädigung 
der Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschüsse (Entschädigungsverordnung NRW) ange-
passt. In § 24 Absatz 3 der Hauptsatzung ist für die Erstattung des Verdienstausfalls der bisher gel-
tende Höchstbetrag nach § 3a Entschädigungsverordnung NRW von 80 € aufgeführt: 

§ 24 Absatz 3 Hauptsatzung (bisher):   
Der Verdienstausfall wird für die versäumte regelmäßige Arbeitszeit (einschließlich der not-
wendigen durchschnittlichen Fahrzeiten) bis zum Höchstbetrag von 80 €/Stunde gewährt. Für 
Zeiten nach 20 Uhr wird grundsätzlich kein Verdienstausfall erstattet. 

Da das Land den Betrag zum 1. November 2020 auf 84 € angehoben hat, wird vorgeschlagen, diesen 
in der Hauptsatzung durch einen Verweis auf die Entschädigungsverordnung zu ersetzen. Gleichzei-
tig entfällt der Zusatz „regelmäßig“ in Bezug auf die Arbeitszeit, da dieser in § 44 Absatz 1 Gemein-
deordnung nicht mehr enthalten ist. Damit würde die Regelung lauten:  

§ 24 Absatz 3 Hauptsatzung (Vorschlag):   
„(3) Der Verdienstausfall wird für die versäumte Arbeitszeit (einschließlich der notwendigen 
durchschnittlichen Fahrzeiten) bis zum Höchstbetrag nach § 3 a Absatz 2 der Verordnung 
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über die Entschädigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschüsse des Landes 
NRW gewährt. Für Zeiten nach 20 Uhr wird grundsätzlich kein Verdienstausfall erstattet.“ 

Die haushaltsmäßigen Auswirkungen können derzeit nicht qualifiziert errechnet werden, da der Kreis 
der Anspruchsberechtigten durch den Wechsel der Wahlperiode noch nicht bekannt ist. 
In den Haushaltsjahren 2020/2021 stehen im Teilplan 0101 jedoch Mittel zur Deckung zur Verfügung. 
Für die Folgejahre werden sie im Rahmen der Haushaltsplanung entsprechend veranschlagt. 
 
Zu II. Online-Fraktionssitzungen während der Corona-Pandemie  
Das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-Westfalen 
(MHKBG NRW) hat bereits im März 2020 Online-Sitzungen für Fraktionen während der Pandemie 
ausdrücklich als Handlungsoption bestätigt.  

Während für die Sitzungen des Rates und seiner Ausschüsse der Öffentlichkeitsgrundsatz aus § 48 
Absatz 2 Satz 1 Gemeindeordnung NRW zwingend zu beachten ist, haben die Ratsfraktionen die 
Möglichkeit, andere Sitzungsformen zu wählen. Entsprechend finden seit März 2020 in Köln die Sit-
zungen der Ratsfraktionen zur Vorbereitung der Gremienarbeit teilweise in Form von Telefon- bzw. 
Videokonferenzen statt. Voraussetzung für eine Entschädigung nach der Entschädigungsverordnung 
ist, dass die Sitzung im gleichen Rahmen stattfindet wie eine gewöhnliche Fraktionssitzung.  

Mit dem als Anlage beigefügten Erlass vom 18. Juni 2020 zur Gewährung einer Entschädigung für 
Online-Fraktionssitzungen im Rahmen der COVID-19-Lage hat das Ministerium ergänzend mitgeteilt, 
dass für die Zulassung von Online-Fraktionssitzungen und deren Entschädigung im Rahmen der 
Selbstorganisation der Kommune ein entsprechender Beschluss des Rates einzuholen ist.  
 
Anlage 
Schreiben vom 18. Juni 2020 
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